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onfetale werden bitigſt berechnet. — Meclamalionen, wenn unverſſegelt, find portofrel. 


Mit 1. April beginnt ein neues Abonnement 
auf die „Zeitfchrift für Verwaltung“ und bitten wir unſere 
geehrten Herren Abonnenten, deren Pränumeration Ende März 
abläuft, um baldige Erneuerung per Poſtanweiſung. 
damit keine Unterbrechung in der Expedition ſtattfindet. 

Die Verlagsbuchhandlung. 


In ha let! 
Zur Lehre vom Geſetze zum Schuhe der gewerblichen Marken. 
Von Minifterialvalh Ferd. Ritter von Erb. 
Sägewerk forſtliches Nebengewerbe? 
Mitthellungen aus der Praxis: 
Betreffend bie Befreſung der J. f. Beamten rüͤckſichllich ihrer Dieuſtbezüge 
von dem durch bie Bezirksperiretung zu beſchließenden Bezirksumlagen 
Aus dem Fragekaſten. 


Verordnungen. 


Zur Lehre vom Geſetze zum Schutze der gewerb- 
lichen Marken. 
Von Miniftevialcath Ferd. Ritter von Erb. 

Ein Apotheker machte bei der Bezirkshauptmaunſchaft die Anzeige, 
daß ein Kaufmaun feine ber der Handelskammer reglſtrirte Marke 
für elu befonderes Viehpulder „nachgeahmt“ habe und ſtellte 
unter Bezugnahine auf die SS. 6, 15, 26 des kalſerlichen Patentes 
vom 7. December 1858, betveffeud das Geſetz zum Schutze der gewerb⸗ 
lichen Marken und anderen Bezeichnungen (R.⸗G.⸗B. Z. 30) *) den 
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ik, aach wur im Entfheibung über 
„ fonfeige Bermahrung der gegen die Beſtis 
ſzeichnelen Waaren und der dazu verwendeten Work- 
zeuge zu verlangen. 

Die poliliſche Behörde hat diefelbe über Vorweiſung des hinausgegebenen 
nach g. 10 beglaubigten Marken⸗Cxemplars ſogleich zu verfügen, 
„ Es bleibt jedoch ihren Erſneſſen überlaffen, eme vorläufige Eicher: 
iteltung für Schimpf und Schaden des Geklogten zu verlangen.“ (8. 26). 


Antrag, die Beſchlagnahme der bei dem beonzeigten Kaufmanne vor⸗ 
findlichen, widerrechtlichen, bezelchneten Waaren zu verfügen und 
zu veranlaſſen. Bel der geltend gemachten Dringlichkeit der Sache 
hielt noch am Tage der Anzeige ein Beamter der poliliſchen Bezirks⸗ 
behörde Nachſchau im Gewölbe des Kaufmanns, fand zwar dort die 
Waaren mit der nachgeahmten Marke nicht vor, allein der bean⸗ 
ftandete Kaufmann geſtand, daß er die in Frage ſtehenden Marken 
ſich habe bei einem Mechankker anfertigen laſſen und daß er fie an 
feine eigenen Waaren (Viehpulver) augeheftet habe. Der Bezirksbeamte 
begab ſich nun ſofort zu dem Mechaniker, und dieſer räumte offen ein, 
daß er der Verfertiger der in Rede befangenen Marken fei. 


Die Bezirkshauptmannſchaft leitete die polltiſche Strafuerhandlung 
gegen den Kaufmann ein und erkannte zum Schluſſe, daß ſich ders 
ſelbe durch den Verſchleſß eines Viehpulverg, welches widerrechtlich 
eine fremde Marke trage, gemäß 88. 15, 17 und 18 des Marken⸗ 
ſchutzgeſetzes ) eines wiſſentlichen Eingriffs in das Markenrecht 
ſchuldig gemacht habe und zu 25 Gulden Geldſtrafe verurtheilt werde. 
Zugleich wurde die Veröffentlichung dieſes Erkeuntniſſes auf Koſten 
des Verurthellten ausgeſprochen. Bemerkt wird, daß der Heſchuldigte 
nicht einvernommen wurde, ob er eins der ſaiſirten Pakete mit Vieh⸗ 
pulver, welches als corpus delieti auf dem Verhandlungstiſche lag, 
wirklich „verfandt“ habe. Ebenfo wurden der Beſchuldigke und der 
Mechaniker nicht confrontirt. Endlich ward unterlaſſen, behufs Eon⸗ 
ſtatirung eines „Eingriffs“ den Befund, betreffend die Vergleichung 
der zwei Marken, durch Sachverſtandige vornehmen zu laſſen, 

Der Verurtheilte recurrirte gegen dleſe Eutſcheidung an die 
Londesſtelle und verknüpfte damit eine Beſchwerde wegen „Bere 
letzung des Hausrechts durch den Bezirksbeamten“. Die Landesſtelle 
hob die Eutſcheidung der erſten Inſtanz auf, „well im vorliegenden 
Falle mit Hinblick auf die nachgemachte Vignette es ſich um einen 
Eingriff in den Schutz einer Marke im Slune des §. 1 des Geſetzes 
(„Unter Marken werden in dieſein Geſetze die beſonderen Zeichen ver⸗ 
ſtauden, welche dazu dienen, die zum Handelsverkehr beſtimmten Erzeug⸗ 
niſſe und Waaren eines Gewerbetreihenden von jenen anderer Gewerbe 
treibender zu unterſcheiden, Sinubilder, Ehiffern, Vignetten u. dgl.“) 
und nicht um die Uebertretung der 88. 6, 17 handle, und well bei 
dem Strafverfahren die Beſtimmung des §. 25 des Geſetzes **) außer 


) Der g. 17 iſt folgendermaßen teptirt: „Die im g, 15 enthaltenen 
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centen zur B. fung von Waaren, die für den Verkauf beſtunmt find, 
i lich ſich anciqnet; 

b) Erzeugnisse oder Berknüfsgegenſtände, die mit einer unerlaubten Bezeichnung 
drefer Ark verfehen md, in den Verkehr beingt.“ 

Und ber §. 18 hat nachſtehende Faſſung: „It der Eingriff (88. 15, 17) 
wiſſentſich begangen worden. ſo iſt mebjl gegen den Schuldigen, der dagegen 
elwa nach dem allgemeinen Skrafgeſehe eintretenden Bestrafung, eine Gelobupe 
von 25 bis 500 fl. a verhängen“. 

) „So oft es ſich zur Couſtalirung eines Eingriſfes um die Ders 
gleichung zweier Marken Handelt, hal bie Behörde einen Befund durch unbe⸗ 
fangene Sahperjtändige zu peranlaſſen. 

Zur Aufnahme des Befundes ſind auch die Parteien beisnziehen, und 
mit ihren Auſklärungen und allfälligen Einwendungen zu hören. 


Acht gelaffen worden fei. Die Kanbesftelle verfügte mit dieſer Eut⸗ 
ſcheidung eine „Wiederaufnahme des Strafverſahrens“. 

Ueber die Beſchwerde wegen Verletzung des Geſetzes vom 
27. October 1862 zum Schutze des Hausrechts ſprach fich die Landes⸗ 
ſtelle dahin aus, daß eine ſolche Verletzung nicht vorliege, da der 
diesbezügliche Schutz nur in Anſehung der Wohnung und der zum 
Hausweſen gehörigen Räumlichkeiten, nicht aber bezüglich jener Lokali⸗ 
täten gewährleiſtet ſei, welche ihrem Zwecke nach jedermann zugäng⸗ 
lich ſelen und daß, abgeſehen von dem Geſagten, die ſtattgehabte 
Nachſchau zur Ermöglichung der Beſchlaguahme geſetzwidrig bezeichneter 
Wagren in dem 8. 26 des Markenſchutzgeſetzes die rechtliche Begrün⸗ 
dung finde. 

Der Beſchuldigte wandte ſich nunmehr veeurrendo an das 
Minifterium des Innern und bat um Losſprechung, weil eine „Ver⸗ 
ſchiedenheit“ der Marken nachweisbar erſcheine. Weſters wiederholte 
er ſeine Beſchwerde wegen Verletzung des Hausrechts. Aber auch der 
Apotheker recurrirte und behauptete, daß allerdiugs eine Uebertretung 
des 5. 6 des kaiſerlichen Patentes vom 7. December 1858 vor⸗ 
handen fei. 

Das Miniſterium des Innern beſtätigte (5. Februar 1870, 
3. 18897) die angeſochtene Entſcheldung der Landesſtelle, infoferne 
dadurch das Straferkenntuiß erfter Inſtanz „aufgehoben“ und eine 
Reaſſummjrung der Verhandlung angeordnet wurde. Hingegen behob 
das Miniſterium ſeinerſeits den Ausſpruch der zweiten Juſtanz, daß 
der Thatbeſtand einer Uebertretung der 88. 6, 17 des Marlenſchutz⸗ 
geſetzes fehle, „weil durch eſnen ſolchen Ausſpruch der neuerlichen 
Entſcheidung der erſten Juſtonz vorgegriffen werde.“ 

Ebenmäßig hob das Minifterium jenen Theil der Entſcheidung 
auf, womit eine Verletzung des Geſetzes zum Schutze des Haus rechtes 
als nicht vorhanden erklärt ward, „indem dleſe Frage und deren Ent 
ſcheidung vor das Forum der Gerichte gehöre“, 

Dieſer an ſich intereſſante Fall bietet ſowol nach feiner formellen 
als auch materiellen Selte Anlaß zu Reflexionen. 

Das Miniſterlum hot ohne allen Zweifel recht verfügt, wenn es 
eine Anzeige wegen Verletzung des Geſetzes zum Schutze des Haus- 
rechts als vor die Gerichte gehörig bezelchuete. Denn der 8. 4 dieſes 
Geſetzes normirt diesfalls ausdrücklich die Zuſtändigkelt der richter⸗ 
lichen Behörden *). 

Was den adminiſtratloſtrafproceſſualen Vorgang der Bezirksbehörde 
anbelangt, fo mußte dieſe, was fie nicht gethan, vor Allem zu erulren 
ſuchen, ob der zur Laſt gelegte „Eingriff in das Markenrecht“ wiſſent⸗ 
lich (§. 18 des kaiſerlichen Patentes vom 7. December 1858) 
geſchehen ſei. Denn auch im adminiſtrativen Strafproceffe hat der die 
Unterſuchung führende Beamte von Amtswegen deu Thatbeſtand 
zu erheben und Alles in das Klare zu ſetzen, was zur Schöpfung 


Ein Befund kann nur wegen Bedenken gegen die Sachverſtänbigen oder 
wegen Formigebrechen angefochten werden. Ist er mangelhaft oder undeutlich, 
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) Abgeſehen aber bavon wird man ſich hüten mulſſen, bei Maßnahmen admini⸗ 
ſtrativer Nafur und der Adminiſtrattvbehörden ohne guten Grund an das Geſetz 
vom 27, October 1802 zu appelliren. Das lekteve ſchrenbt vor: „Eine Hause 
durchſuchung, das iſt die Durchſuchung der Wohnung oder ſouſtigelt zung Haus- 
weſen gehörigen Räumlichkeiten darf in der Regel nur kraft eines mit Gründen 
verſehenen richterlichen Bejehles unternommen werben“. Der Bemeinbevorteber, 
welcher unzerſuchen will, ob in einem Hauſe bie ſeuerpoltzeilſchen Borfchriften 
beobachtet werden, welcher ſogar vom Gegeulpeil überzeugt iſt und dies feit- 
ſtellen will, der Bezirkshauptmann, welcher die „Streifung“ vornehmen läßt 
und wegen des Zweckeg der Streſſung in Hauſern Durchſuchunng pflegen 
ſoll und naß, kaun ſich keinen richterlichen Befehl erbitten. Und erbäte er ihn, 
jo würde er ihn nicht bekoummen, weil eim ſolcher Befehl ſtrafgerichtsproceßuall 
Borausſegungen, nicht aber allgemeine Nüdhichten des öffentlichen oder Gemein: 
mohls als Baſis beſigt. Ueberhaupt hat das Bejeh zum Schuhe des Hausrechts 
bie Gerichts behörden wesentlich im Auge. Eſne gerichtliche oder durch das 
Gericht veranlaßle Hausſuchung, in Folge deren das Publikum bei dem von 
der Durchſuchung Betroſſenen meiſt ene vou ihm begangene eutehrende Hand: 
Lung vermuthet, ſoll nur unter großen Cautelen ins Werk gefeht werden, während 
eine politiſche Hausdurchſuchung regelmäßig bie Ehre des in Frage Belommenen 
intact läßt. 

911 denkt das Geſetz vom 27. October 1862 nicht darau, dre 
Verwaltungsbehörden im Wirkungskreſſe der Polizei lahm zu legen, und wir 
stimmen daher mit Lleubacher („Deffeutliche Sicherheit, I. Band vom Jahre 
1869: Die Veranpvorllichkeit ver Poltzei vor dent Geſehe zum Schutze des 
Hausrechtes“) überein, wenn er fügt: „Das Geſetz zum Schutze des Hausrechts 
iſt keineswegs beſtimmt, einer et und lonalen polizeilichen Netion, fon: 
dern nur deren Mihbräuchen zu Degenuen. Behaupten, daß dieſes Schußgeſe 
die gedeihliche Wirffawfeit der polizeilichen Action beeintttächtine, hiebe ſeßtere 
mit ber Fegalttät in unvorſöhnlichen Miberfpruc jehen und der Palizel in glechts⸗ 
ſtaate die Lebensfähigkett abfprechen“ Bent. d Red. 
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eines Erkenntniſſes erforderlich iſt. Partelbemühuugen find dabei zu 
benügen, aber wicht abzuwarten. 

Weiters hat die erſte Juſtanz den Kaufmann wegen „Verſchleißes“ 
des Viehpulvers beſtraft. Dies geht zu weit, da er nachweisbar höch⸗ 
ſtens das Viehpulver „in den Verkehr gebracht“ hat. Der Unterſchied 
zwiſchen beiden Handlungen wird in der Handelswelt täglich gemacht, 
erſcheint ſelbſt Laien (Nichtjuriſten) klar, mußte um des willen auch 
von der Behörde berückſichtigt werden. 

Uebrigens auch mit der zweiten Inſtauz kann polemiſirt werden. 
Dleſe erklärte nämlich, daß es ſich im Frageſalle nur um eine Ueber⸗ 
tretung des F. 1, nicht aber um eine folche der 88. 16 und 17 des 
Markenſchutzgeſetzes handle. Hiedurch wurde, da die erſte Inſtanz das 
Verfahren reaſfummiren ſollte, der Entſcheidung derſelben bereits vor⸗ 
gegriffen, indem die zweite Inſtauz den Charakter der Uebertretung 
vorzeichnete. Daneben will uns die Anſchauung ſelbſt unrichtig bedünken, 
da erſtlich zur Anzeige gebracht iſt und bei einer gründlichen Erhebung 
erwieſen werden würde, daß ſowol eine Uebertretung der 88. 1, 15 
des Geſetzeg, das iſt die widerrechtlſche Nachohmung einer behördlich 
geſchützten Marke, vorliege, als auch eine Uebertretung der 88. 6, 17 
(it. b) das iſt ein wiſſentliches in den Verkehr Bringen von 
Verkaufsgegeuſtänden, welche mit einer unerlaubten Bezeichnung 
(Firma und Name eines anderen Inländifchen Gewerbtreibenden) ver⸗ 
ſehen waren, ſich herausſtellt. 

Wir leiten aus dem Vorſtehenden die Mahnung, daß im politi⸗ 
ſchen Strofproceſſe mit großer Ueberlegung und Gründlichkeit vor⸗ 
gegangen werden moge. Einen Strafproceß⸗Codex haben wir für das 
adminiftrattue Verfahren nicht, wir müffen uns die diesfällgen Normen 
in Speeialgefeßen und in der Strafproceß-Orduung vom Jahre 1853 
ſuchen, und in allgemeinen Procefigrundfägen haben wir im Ermang⸗ 
lungsfalle Umſchau zu halten und uns mit ihnen zu wappnen. 
Letzteres ift unerläßlich, wenn wir dem Anſpruche des conſtſitutionellen 
Staates, daß nach Geſetzen und Normen verwaltet und entſchieden 
werde, gerecht werden wollen. 


Sügewerk forſtliches Nebengewerbe? 


Das Patent vom 20. December 1859. Nr. 227. R. G. Bl. 
enthält im Abſatze V sub a. die Vorſchrift, daß die Gewerbe⸗Ordnung 
auf land- und forſtwirthſchaſtliche Produktion und ihre Nebengewerbe, 
ſoweit dieſe in der Hauptſache die Verarbeltung der eigenen Erzeug⸗ 
niſſe zum Gegeuſtande haben, keine Anwendung finde, und daß dieſelben 
fortan nach den dafür beſtehenden Vorſchrüften zu behandeln find. 

Wenn hlernach die land- und forſtwirthſchaftlichen Nebengewerbe, 
ſoweit fie in der Hauptſache eigene Erzeugniffe verarbeiten, den Vor⸗ 
ſchriften der Gewerbeordnung ulcht unterliegen; fo iſt es auch nicht 
nothwendig, daß der Betrieß derfelben der Behörde angezeigt, oder um 
die Konceſſiou angeſucht werde, ulld hiernach find dieſe Nebengewerbe 
auch zur Erwerbſteuer nicht vorzuſch reiben. 

Es wird neueſteus die Frage veutilirt, ob ein Sägewerk forſt⸗ 
liches Nebengewerbe iſt, weil eben die Brettſägen in der Praxis be⸗ 
züglich der Beſteuerung nicht nur in den einzeluen Kronländern, ſon⸗ 
dern ſelbſt in einem und demſelben Kronlande verſchleden behandelt 
werden. Es wird die Behauptung aufgeſtellt, daß die Brettſäge, in⸗ 
foferu fie das eigene Waldholz verarbeſtet, als forſtliches Nebengewerbe 
anzusehen iſt. Die Brettſäge diene dem Forſtbeſitzer dazu, fein Wald⸗ 
holz in einer audern als Klötzer⸗ und Scheitform verkäuflicher zu machen. 
Sie ſei dem Forſtbeſitzer nichts anderes, als was die Dreſchmoſchine 
dem Oekonomen ift. Welche Form der Forſtbeſitzer feinem Waldholze 
gibt, das ſei wohl gleichgültig. Wenn er mittelſt der Säge die Stämme 
in Klaſterholz verſchuelden ließe, fo würde fein Sägewerk dieſelbe Eigen⸗ 
ſchaft behalten, auch dann, wein er dem Holzmaterfal die Farm von 
Brettern, Latten, Schwellern u. d. gl. geben möchte *). 

Anders verhalte es ſich mit jenem Sägewerke, welches fremde 
Kloͤtzer gegen Eutgelt verſchneidet. Eine folche Breltſäge ſei ein der 
Mühle ähnliches Gewerbe, und ſtehe mit der Forſtwirthſchaft in feinem 
Zuſammenhange. 

Nach Finauzgrundſätzen ſoll ein und dasſelbe Objekt nicht doppelt 
beſteuert werden. Der Waldbeſitzer zahle von feinem Walde die Grund⸗ 
ſteuer, und zwar von dem geſchlagenen Turnus durch einen faſt hundert⸗ 


*) Siche Voreinszeitſchriſt des böhmischen Forſtoereins für das Jahr 
1869, 3. Heft: „Bretlſäge als forſtliches Nebengewerbe“, vom Oberförſter 
Jofef Wrbata. 


jährigen Zeitraum, und deshalb könue er das Forſtprodukt nicht wieder 
neuerdings verſteuern. 

Es wird elngewendet, daß die Verordnung der k. k. böhm. Finanz⸗ 
landesdirektion v. 3. Mal 1852 Nr. 13885 ausdrücklich vorſchreibe, 
neben anderen darin aufgezählten Gewerbsunternehmungen auch die 
Brettſägen der Beſteuerung zu unterziehen; allein man dürfe dabei 
nicht überſehen, daß die Finanzlaudesdirektlon nicht berufen iſt, Geſetze 
zu geben, oder zu erklären, und daß das Patent vom 20. December 
1859 Nr. 227. eine ſolche Vorſchrift, weun fie auch Geſetzeskraft gehabt 
hätte, behoben, und diejenigen Breitfägen ausgenommen habe, welche die 
Verarbeilung der eigenen Erzeugniſſe zum Gegenſtande haben. 

Auch in dem neuen den Reichsrathe vorgelegten Erwerbſteuerge⸗ 
fetze §. 4. find von der Erwerbſteuer nachbeuannte Unternehmungen 
befreit: „Der Betrieb des landwirthſchafklichen Gewerbes, inſoweit 
durch dasſelbe lediglich der bereits von der Grundſteuer getroffene 
Ertrag erzielt wird, dann die Verfertigung "au Gemerbserzeugniſſen 
zum eigenen Gebrauche, und der Verkauf ſelbſterzeugter land⸗ 
und forſtwirthſchaftlicher Produkten Hiernach ſei auch der 
Verkauf der durch ein Sägewerk im eigenen Walde ſelbſterzeugten Bretter, 
Latten, Schweller u. d. gl. ſteuerfrel. 

Wir regen dieſe Frage an, weil es im Intereſſe der Forſtwirth⸗ 
ſchaft und der gerechten Beſteuerung der Bretlſägen wünſchenswerth iſt, 
damit dieſe Frage bezüglich der Behandlung und Beſteuerung der 
Brettſagen geklärt, und ein gleicher Vorgang in dieſer Bach be⸗ 


obachtet wür 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Belreſſend die Befreiung der J. f. Beamten rückſch klich ihrer Dienſtbezüge 
von den durch die Bezirksvertretung zu beſchließenden Bezirksumlagen. 


Der Bezirksausſchuß von P. hatte beſchloſſen, die l. f. Beamten 
rlickſichtlich ihren Bezüge zu den Bezirksumlagen in Anſpruch zu nehmen. 
Der böhmiſche Laudes-Ausſchuß, der den Beſchluß der Bezirksvertre⸗ 
tung geſetzlich begründet fand, erſuchte deshalb die Statthalterei die 
dem Beſchluſſe entſprechenden Verfügungen zu veraulaſſen. 

Die Statthalterei erklärte darüber mit Erlaß vom 17. November 
1869, 3. 58688, daß die l. f. Beamten in P. zu den Bezirksaus⸗ 
lagen beizutragen haben, nachdem eine Befreiung dieſer Beamten im 
Bezirksvertretungsgeſetze für Böhmen vom 25. Juli 1864 nicht aus⸗ 
gefprochen ſei, und gab der Bezirkshauptmannſchaft in P. die Weiſung 
das Steueramt zur Verfaſſung der diesfälllgen Ausweiſe und Mit⸗ 
theilung derſelben an die Bezlrksvertretuug zu verhalten. 

Dagegen überreichten die I. f. Beamten im Bezirke P. Recurs an das 
Miniſterſum des Innern, in welchem vorgebracht wurde: „. 54 *) des 
Bezirksvertretungsgeſetzes für Böhmen enthalte zwar keine ausdrückliche 
Befreiung, aber auch keine ausdrückliche Zuziehung der l. f. Beamten 
zu den Bezirkszuſchlägen; dieſe letztere aber müßte ausdrücklich ange⸗ 
ordnet erſcheinen, wenn man die Beamten belaften wollte, da ihnen 
eine Befreiung von den Gemein dezuſchlägen durch §. 81 **) der 
Gemeinde-Ordnung, von den Kreide und Bezirkszuſchlägen 
aber durch die Allerhöchſte Entſchlleßung von 25. November 1858 und 
die Verordnungen des Mluiſteriums des Innern vom 24. Jänner 1859, 

1530, und des Finanz⸗Miniſteriums vom 24. April 1859 
zugeſichert ſei ***). Bei der dem §. 54 des Bezlirksvertretungsgeſetzes 
gegebenen Styliſirung können alſo nur jene directen Steuern als Grund⸗ 
lage der Bezirksumlagen gemeint fein, welche nicht ſchon von vorne» 


*) „Zur Befteeilung der durch die Einkünfte aus dem Stammvermögen nicht 
hebedten Ausgaben kann die Bezirksverkretung Aufchläge zu den directen Steuern 
bis auf 10 Percenke derselben umlegen und einheben.“ 

Von Zuschlägen zu den directen Steuern und überhaupt von Gemeinde: 
umlagen können nicht getroffen werden 

„. Sof, Staats, Landes- und öffentliche Fondebeanie und Diener, 
Militärperjonen, bann deren Wilwen und Waiſen bezüglich ihrer Dienstbezüge 
und aus dem Dienſtverhältniſſe entfprungenen Penſionen, Beovifionen, Erziehungs⸗ 
beitragen und Gnadengenüſſe.“ 1 

) Die allerhöchſte Entſchließung vom 25. Novenber 1858 jest feſt, daß 
die Einhebung eines Laudes- und Grundenklaſtungszuſchlages zur Cinkonmen- 
ſteuer auf dis Amks und Ruhegenüſſe der Staats: und Faudsbeamken und 
Diener wie auch deren Angehörigen vor 1. November 1858 angefangen nicht 
mehr flattzufinden habe. 

Durch die Perorduung vom 24. Jänner 1859 und 24 April 1859 wurde 
erklärt, daß die Befreiung von Gemeinde und Landesumlagen auf bie elwa 
noch beftehenden Kreis⸗ und auf die Bezirksumlagen auszudehnen fei.. 
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herein die Befreiung von Umlagen genießen. Es ſei ein leltender Ge⸗ 
danke der Gefehgebung, die Beamtenbezüge, welche fie beineffen feien, 
von derartigen Umlagen focaler Natur frei zu laſſen und ihnen hier⸗ 
durch eine Entſchadigung für die Schwauknngen der Preſſe, welche ihren 
fixen Gehalt oft empfindlich berühren, zu bielen. 

Das Miniſterium des Innern hob mit Entſcheidung von 7. Fe⸗ 
bruar 1870, Z. 1473, die Verfügung der Statihalterei auf. 

Aus folgenden Gründen: „Nach 8 81 der böhmiſchen Gemeinde: 
Ordnung können die Staatsbeamten rüͤckſichllich ihrer Dienfthezüge durch 
Gemelndeumlagen nicht getroffen werden. Diefe Beſtimmung muß auch 
rückſichtlich der Bezürksumlagen in Auwendung kommen, do das Gefetz 
über die Bezirksvertretung in dieſer Beziehung keine beſonderen Nor⸗ 
men enthält, die es doch für den Fall. als die obige Befreiung auch 
für die Bezirksumlagen gelten ſollte, hätte ausſprechen müſſen, da 
ja dem Staatsbeamten dieſe Befreiung ſchon nach den früher hierüber 
erfloffenen geſetzlichen Beſtimmungen, insbeſondere nach der in Erläu⸗ 
terung der Allerhöchſten Eutſchließungen vom 16. Februar 1853, R. G. 
Bl. Nr. 48, und vom 25. November 1858, R. G. Bl. Nr. 220, 
erlaſſenen Verordnung des Minifteriums des Innern, vom 24. Jänner 
1859, Z. 1530, zukam. Die Ausdehnung der Befreiung von den 
Gemeindeumlagen auf die Bezirksumlagen erſcheint guch dadurch 
vollkommen gerechtfertigt, daß die Gemeinde- und die Bezirksumlogen 
auf den grundſätzlichen Beſtimmungen zur Regelung des Gemeindewe⸗ 
ſeus beruhen (Art. XV u. XXI des Geſetzes v. 5. März 1862), ſo⸗ 
nach zur Deckung des in dem Gemeindeweſen, und zwor bei den Orts⸗ 
gemeinden als auch bei den Gemeinden höherer Ordnung, ich ergeben⸗ 
den Erforderniſſe beſtimmt find, und es dem Geiſte der bezüglichen, 
geſetzlichen Beſtümmungen wiberftreiten müßte, bei Umlagen, welche für 
gleichartige Zwecke beſtehen, in der fraglichen Beziehung eine verſchie⸗ 
dene Anwendung des Geſetzes eintreten zu laſſen. 

Endlich ift noch zu erwägen, daß ja das Geſetz über die Bezirks⸗ 
vertretung auch über die Einhebung der Bezirksumlagen keine Beſtim⸗ 
mung enthält und daher nichts erübrigt, als auf die bezüͤgliche Beſtim⸗ 
mung der Gemejude⸗Ordnung zurückzugehen.“ K. 


Sen — 


Aus dem Fragekaſten. 


Gemeindeſeerelär A. g. in T. in Böhmen fragt an: 

„Unterm 22. Juli 1868 ist die Gutsverwaltung beim Bürgermeiſteramfe 
um Bewilligung der licitatoriſchen Verpachtung mehrerer Maierhofegründe 
biltlich geworden; hierüber wurde bie licitatoriſche Verpachtung am 27. und 28. 
Juli 1868 abgehalten, und hiebei ein Geſammfpachlerlös von 18.276 fl. erzſelt. 
Sowie früher, wurbe auch dießmal von dieſem Pachterlöſe das gefehliche Armen: 
percent per 182 fl. vorgeſchrieben, und ba deſſen Einzahlung in Güte nichr 
erfolgte, dic Gutsverwaltung mit Erkenntniß vom 28. Mat 1869 aufgefordert, 
dieſes Armenpereent binnen acht Tagen an den Arulenſoud in T. einzuzahlen. 
In dieſem Erlennmifie des Bürgermeiſteramtes wird ar 
döhmiſche Statthalterei⸗Berordnung vom 8. Februar 1851, 0 
B. Nr. 17, hiugewieſen, nach deren klaren Worklauke, bie einpercentige Abgabe. 
von allen Licitationen außer Grecutione- und Eridaſllen ſowohl von beweglichen 
als unbeweglichen Gütern abzunehmen iſt, weshalb auch, da Pachtrechle nach 
6. 298 des a. b. G. B. zu den beweglichen Sachen gehören, für biefen Pacht- 
erlös das Armenpercent zu entrichten ſel. Gegen diefes Erkenutniß brachte die 
Gutsverwallung den Recurs an die k. k. Bezirkshauptmanuſchaft ein. In dſeſem 
Necurſe ist ausgeführt, daß nach der Miniſterlal⸗Berordnung vom 20. Augult 
1855, R. G. Bl. Nr. 146 angeordnet iſt, daß das Armenperceut bei allen 
Lieitationen außer Executions- und Eridafällen, jedoch nur vom Erlöſe des 
Verkaufes, nicht nom Gelbe der Verpachlung abzunehmen jet, und daß 
ſomit eine fehlerhafte Anwendung des Geſehes vorhanden fei. In dent Berichte 
über dieſen Recurs hat das Bürgermeiſteramt geltend gemacht, daß un die 
Verordnung nom 3. Februar 1851 für dieſen Fall entſcheidend fei, indem im 
Schlußabſatze der Miniſterial⸗Verordnung vom 20. Auguft 1855 die ausdrück⸗ 
liche Beſlimmung enthalten ſei, daß durch dieſe letzbezogene Verordnung an 
dem Umfange ber beſtehenden Verpflichtung zur Entrichtung 
des Licitalions⸗Armenpercentes nichts geändert wird. Die k. k. 
Beffrkshauplmannſchaft hat jedoch dieſen Recurs mit dem zurücgeftellt, daß fie 
ſich hierüber zu entſcheven, nicht für competent erachte. 

Es entfleht nun die Frage, hat die Gutsverwaltung vom Pachlerlöſe für 
die in öffentlicher Sieitation verpachteten Grundſtücke das Armienpercent zu ent: 
nichlen, und war die k. 3. Bezirkshauptmannſchaft bei der vom ruktenten 
behaupteten fehlerhaften Anwendung des Geſetzes zur Entscheidung kompetent 
oder nicht?“ 


Autwort der Redaction: 

Ueber die Abnahme des Armenpertentes bei freiwilligen öffentlichen Ber⸗ 
ſleigerungen in Böhmen iſt die neueſte geſetliche Beſtimmung im Geſetze vom 
3. December 1868 über die Armenpflege enthalten. Nach dem Inhalte des 
erſten Abſahes des 8. 21 dieſes Geſetzes gehört zu den laufenden Einnahmen 
des Armenfondes „die einpercentige Abgabe non den in freiwilliger öffentlicher 
Verſteigerung vorgenommenen Beraußerungen beweglicher und unbeweglicher 
Güter“ Nach dem Wortlaute dieſer Geſehesſteſle tritt die Verpflichtung zur 
Abgabe des Armenpereentes nur dann ein, wenn Sachen in freiwilliger öffent: 
licher Verfteigerung veräußert, d. k. verkauft werden. 

Nach Anſicht der Redaction würde es ſowohl gegen den gewöhnlichen 
Sprachgebrauch verſtoßen, als auch mit den im a. b. G. B. aufgeſtelllen 
Begriffen nicht im Einklang ſtehen, wenn man in Anwendung des 8. 21 bes 
bezogenen Arnteugeſetzes die Verpflichtung zur Abgabe des Armenpercenles auch 
auf jene Fälle ausdehnen wollte, wo bei öffentlichen freiwilligen Versteigerungen 
Beſtandnerträge abgeſchloſſen werden. 

Die Auſſchrift des g. 21 des Armengeſetzes, ſowie die Tertirung dieſes g. 
laſſen die Annahme zu, daß hier keine neue, oder geänderte Abgabe normlrt, 
vielmehr nur auf den geſetzlichen Beſtand diefer Einnahmsquelle des Armen: 
fondes hingewiesen wurde, und daß jonad bei der Anwendung und Juterpre⸗ 
tirung der bezogenen Beſlimmungen des Armengeſetzes immer noch auf bie 
früheren Vorſchriften zurückgegangen werden muß. 

Was nun die älteren Vorſchriften über die Abnahme des Armenpercentes 
anbelangt, fo wurde in dem urſpruuglichen Normole — in der a. h. Entſchließung 
von 6. Juni 1761 — angeordnet, „daß bon allen Lſeitationen (außer 
in Executions- und Erivafällen) 1 per cento von dem Betrag 
des Berkaufes für die Akmoſenkaſſe durchgehends eingezogen 
werden ſolle.“ Dieſe Anordnung wurde mit der a. h. Enkſchließung vom 
25. Juli 1761 dahin erläutert, daß I per cento von jenen Lıcilatios 
nen, welche entweder von Jemanden mil gerichtlichen Gonjence 
freiwillig oder aber bei beträchtlichen Verlaſſenſchaften vor: 
genommen werden, au die Cassam pauperum abgeführt werben 
ſollen.“ Mit bein an das beſtandene böhntiſche Gubernium erfloſſenen Hof: 
kanzlei⸗Decret vom 12, Februar 1784, 8. 863, wurde beſtimmt, „daß die von 
den Lieitationen und Feſtamenten für die Armuth zu leiſten 
kommenden, und bisher dem Prager Armenhaus zugefloſſenen, 
Beiträge jenen Ortſchaften, wo Armen-Anſtalten beſtehen oder 
noch zu Stande kommen, zu überkaſſen ſind.“ Dieſes Hofkanzlei⸗ 
Deeret wurde mit der Verordnung des böhmiſchen Guberniums vom 30, Juni 
1821, 3. 17326, republicirt. Auf bie vorangeführten Vorſchriften ſtühen ſich 
die Beſtimmungen der Gubernial⸗Berordnung vom 20. October 1825, 3. 52831, 
belreffend die Einführung und Einrichtung der Armeninſtitute, nach welchen bet 
Vicitationen außer Eyecutions: und Cribafällen ſowohl von beweglichen als 
unbeweglichen Gütern eine einpercentige Abgabe jedoch nur immer von der— 
jetigen Summe alzunehmen ist, welche dem Verkaufer nach Abſchlag der 
auf ber licittrten Nealität haftenden Laſten und Schulden von dent geläften 
Kaufſchillinge übrig bleibt. Mit der a. h. Eutſchließung vom 18. Mal 
1859 wurde augcordnet, daß die Abnahme des Armenpercentes bei öffentlichen 
Verſteigerungen da, wo, und der Art, wie ſie nach Zulaß der beſtehenden Vor: 
schriften vermalen beſteher, noch ferner ſtalt zu finden habe. (Gubernial⸗Ver⸗ 
ordnung vom 24. Juni 1839, 3. 34818.) 

Alle vorſtehenden, das Armenpercent betreffenden Beſtimmungen wurden 
mit der Kundmachung der böhmischen Slatthakterei vom B. Februur 1850, 
Z. 20447 (L. G. und R. Bl. Nr. 17), in Erinnerung gebracht, ohne daß durch 
dieſe Kundmachung oder durch die jpäter unterm 20. Auguſt 1855 erfloſſeue 
Verordnung des Miniſters des Innern (R. G. Bl. Nr. 146) an den Umfang 
der beſtehenden Verpflichtung zur Entrichtung des Hiellaklons-Armenpercen! 
elwas geäubert winde. 

Aus dieſer Zuſammenſtellung der bezüglich des Lieltations⸗Armenpercentes 
erfloſſenen normativen Beſtimmungen iſt zu entuehmen, daß dieſe Abgabe auch 
vor dem Erscheinen des Armengeſehes vom 3. December 1868 nur dork einzu: 
teten Hatte, wo es ſich unt einen liettatorkſchen Verkauf von Sachen handelte, 
und daß es weder im Sinne noch im Worklaute diefer Normen gelegen war, 
den Erlös bei licilatoriſchen Verpachtungen mit der Abgabe des Armenpercentes 
zu belegen. 

Darnach und mit Tüdjicht auf 8. 103 der böhmiſchen Gemeinde-Ordnung 
beantwortet ſich auch die Frage der Compelenz zur Entſchetdung des Falles. 


— 
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Verordnungen. 


Erlatz des k. k. Mlulſteriums des Meukern vom 3. Februar 1870, 3. 1026, 
an die k. und k. Miſſto nen, betreffend das Nichtmehrbeſtehen der Stellungs⸗ 
commiſſionen im Auslande. 

Die k. und I. Miſſon wird darauf aufmerksam gemacht, daß die Aclivirung 
von Stellungscommiſſſonen im Auslande nicht mehr zuläjfig iſt und ſohin den 
Veſchlüſſen ſolcher Commiſſionen eine Rechtskraft nicht zuerkannt werben könnte. 

Bleibend im Auslande anſäſſige Stellungspflihtige können nach g. 77 
der Inſtruetion zur Ausführung des Wehrgeſetzts uur dann von dem perfns 
lichen Erſcheinen vor der Stellungscommiſſion enthoben werden, wenn fie vor⸗ 
ſchriftsmäßzig nachweiſen, daß fie mit Heörpergebrechen behaftet ſiud, in Aubelracht 
welcher auf Zurückstellung oder Löſchung aus der Stellungsliſte zu erkennen iſt 
(Beilage der B. der gedachten Juſtruetion), oder wenn von Ihnen geſetzlich 
ausreichende Rerlamatiousgründe rechtzeitig geltend gemacht werden. — Schließlich 
kommt noch zu bemerken, daß in ſolchen Fallen die k. an k. Berltetungsbehörbe 
nicht nur die das Rörpergebrechen der Stellungspflichtigen nachweiſennden ärzte 
lichen Zeugniſſe zu legaliſiren, ſondern auch die Richtigkeit der darin bezeugten 
Thatſache ausdrücklich zu beſtäligen haben wird. 
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